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2.6  Osteuropa 

Im folgenden Kapital werden die Regionen Ostmitteleuropa, Südosteuropa und Osteuropa 

näher analysiert. Die Entwicklung in den drei Regionen ist in den vergangenen beiden Jahr-

zehnten,7 trotz ähnlicher durchschnittlicher Wachstumsraten von rund 4 % jährlich, auf-

grund der politischen Ereignisse sehr heterogen verlaufen. So orientierte sich Ostmitteleu-

ropa nach dem Zusammenbruch des Warschauer Paktes in Richtung Westeuropa und ver-

zeichnete ab Mitte der 1990er Jahre ein relativ konstantes Wachstum. Südosteuropa war 

dagegen von den kriegerischen Auseinandersetzungen auf dem Balkan geprägt und Ost-

europa von den politischen Umwälzungen in Russland. Erst seit Anfang dieses Jahrzehnts 

ist in diesen beiden Regionen ein dauerhaftes Wachstum der Wirtschaftsleistung zu be-

obachten (vgl. IMF, 2009). Zunächst wird die historische Entwicklung jeder Region aufge-

zeigt und anschließend deren zukünftige Entwicklung, die insbesondere davon abhängt, 

wie die Region die Wirtschaftskrise überwindet. 

 

2.6.1 Ostmitteleuropa 

Ostmitteleuropa umfasst die EU-Mitgliedsländer Polen, Tschechien, Slowakei und Ungarn. 

Die wirtschaftliche Entwicklung dieser Länder ist zum großen Teil durch Handelsbeziehun-

gen zu Westeuropa geprägt. In Tschechien (Netto-Exporteur) und Ungarn (Netto-

Importeur) spielt der Export nach Deutschland eine wesentliche Rolle, so dass die weitere 

wirtschaftliche Entwicklung dieser Länder stark von der wirtschaftlichen Entwicklung 

Deutschlands abhängt (vgl. gtai, 2009, diverse Ausgaben). Eine der Stützen war in der Ver-

gangenheit der private Verbrauch durch Verschuldung in Niedrigzinswährung; diese Mög-

lichkeit wird jedoch – als Folge der Finanzkrise – zukünftig für die Haushalte eingeschränkt 

sein. Jedoch wird nach Angaben von Germany Trade and Invest (gtai, 2009a,b,g) in Polen 

und Tschechien 2009 und 2010 sowie in der Slowakei 2010 der private Verbrauch weiter-

hin beziehungsweise wieder leicht zunehmen. Die zum Teil hohe Staatsverschuldung und 

deutliche Risikoaufschläge bei der Begebung staatlicher Anleihen lassen für öffentliche 

Investitionen nur geringen Spielraum. 

                                                             

 

 

7 Aufgrund des Transformationsprozesses liegen für einzelne Länder die Daten nicht über den kom-
pletten Zeitraum vor.  
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Nachdem aufgrund des Transformationsprozesses die Wachstumsraten dieser Länder 

nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion einbrachen, erholte sich die Wirtschaft ab 

Mitte der 90er Jahre und das Wachstum lag zwischen 1997 und 2007 jeweils – teilweise 

deutlich – über 4 %. Die durchschnittliche Wachstumsrate lag zwischen 1993 und 2008 bei 

rund 4,3 %. Mit Ausnahme Ungarns wiesen diese Länder bis 2008 hohe Wachstumsraten 

aus, 2009 wird nach den Vorhersagen des IMF allein die polnische Wirtschaftsleistung  

noch zunehmen (vgl. IMF, 2009).  

Wichtige Determinanten des zukünftigen Wachstums sind die zentrale Lage, die gute Inf-

rastruktur, die gefestigten Handelsbeziehungen zum Westen und die vergleichsweise 

niedrigeren Produktionskosten (vgl. gtai, 2009, diverse Ausgaben). Um weiterhin wettbe-

werbsfähig zu bleiben, sind qualifizierte Arbeitskräfte unerlässlich. Daher sollten die Län-

der ihre Bildungsausgaben erhöhen, die teilweise deutlich unter dem OECD-Durchschnitt 

von 6,2 % des Bruttoinlandsprodukts liegen (vgl. OECD, 2008b). 

In der Basisprognose8 wird zwischen 2010 und 2015 in Ostmitteleuropa wieder ein Wirt-

schaftswachstum von fast 4 % erreicht. In den Jahren 2015 bis 2023 wird von einem jährli-

chen Wirtschaftswachstum von durchschnittlich 3,9 % ausgegangen. Dieser Wert liegt 

0,4 % unterhalb des langfristigen Durchschnitts und berücksichtigt, dass mit zunehmender 

Zeit der dynamische Aufholprozess zu einer Angleichung der ost- und westeuropäischen 

Lebensverhältnisse führt und sich somit verlangsamen wird. Aufgrund der leicht rückläufi-

gen demografischen Entwicklung (vgl. UNPD, 2009) wird die Wachstumsrate gegen Ende 

des Betrachtungszeitraums auf 3,8 % sinken. Im Vergleich zu dem von der IEA prognosti-

zierten langfristigen Wachstum von 3,3 % (2007 bis 2030) für Osteuropa und Eurasien (vgl. 

IEA, 2009), ergibt sich hier zwischen 2007 und 2025 ein Wachstum von durchschnittlich 

3,4 % pro Jahr.  

Im Szenario mit höherem Wachstum wird das jährliche Wirtschaftswachstum der Region 

mit Raten von bis zu 4,5 % zwischen 2010 und 2015 wieder stark anziehen. Annahme hier-

für ist eine schnelle Überwindung der Krise in Westeuropa als Haupt-Importeur und wei-

terhin gegebene Wettbewerbsfähigkeit durch niedrigere Preise und Löhne, die insbesonde-

re für ausländische Direktinvestitionen attraktiv ist. Das Potenzialwachstum beträgt in 

                                                             

 

 

8 In der Basisprognose wird für das Wachstum zwischen 2009 und 2014 auf die Prognosen des IMF 
zurückgegriffen. 
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diesem Szenario zwischen 2015 und 2025 4,3 %. Die Wachstumsrate entspricht dem bis-

herigen langfristigen Durchschnitt (vgl. IMF, 2009). Der Aufholprozess ist hier weiterhin die 

wichtigste Wachstumsdeterminante. 

Im Szenario mit niedrigerem Wachstum benötigen die Länder mehr Zeit, um die Krise zu 

bewältigen. Das langsamere Wachstum entspricht den Prognosen der Vereinten Nationen, 

die für 2010 mit einer Rate von 1,5 % rechnen (vgl. UN, 2009). Dies kann mit einer langsa-

meren Erholung der Weltkonjunktur, aber auch mit länderspezifischen Problemen begrün-

det werden. So hat die Abwertung der Währungen Polens und Ungarns zwischen Juli 2008 

und März 2009 gegenüber Niedrigzinswährungen aufgrund der hohen privaten Verschul-

dung in solchen Währungen zu Zahlungsproblemen und Insolvenzen der Haushalte und 

Unternehmen geführt (vgl. gtai, 2009b,c). Sollte die westeuropäische Nachfrage nicht 

schnell wieder anziehen, wird sich daher die Arbeitslosigkeit erhöhen und der Binnenkon-

sum abschwächen. Durch die hohe Staatsverschuldung und höhere Zinsaufschläge neh-

men auch die öffentlichen Investitionen ab. Bis 2015 wird in diesem Szenario die Wirt-

schaft zunächst mit Raten von über 3 % wachsen, danach aber aufgrund einer allgemein 

langsamer wachsenden Weltwirtschaft, einer Einschränkung der Verschuldungsmöglich-

keiten und eines Rückgangs der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15 bis 59 Jahre) (vgl. 

UNPD, 2009) nur ein Potenzialwachstum von 2,5 % erreichen. 

 

2.6.2 Südosteuropa 

Zu Südosteuropa gehören die Länder des ehemaligen Jugoslawiens, Rumänien, Bulgarien, 

Albanien und die Türkei. Von diesen Ländern sind Slowenien, Rumänien und Bulgarien 

bereits Mitglied in der Europäischen Union, mit mehreren Ländern sind Stabilisierungs- 

und Assoziierungsabkommen (SAA) geschlossen worden. Die wirtschaftliche Entwicklung 

der letzten 20 Jahre auf dem Balkan wird durch die kriegerischen Auseinandersetzungen  

bestimmt, Rumänien und Bulgarien hingegen waren vom Zusammenbruch des Warschau-

er Paktes betroffen. Die hohen Wachstumsraten der vergangenen 10 Jahre von rund 5 % in 

der Region (vgl. IMF, 2009) sind zum einen auf die positive Weltkonjunktur, zum anderen 

aber auch auf ein sehr niedriges Ausgangsniveau zurückzuführen. Wichtige Wirtschafts-

zweige sind das produzierende Gewerbe und in Teilen der Region der Tourismus, der auch 

im Wesentlichen für den Devisenzufluss sorgt (vgl. gtai, 2009e und Auswärtiges Amt, 

2009a,b). Die staatliche Verschuldung sowie eine zukünftig restriktivere Kreditvergabe 

wirken dämpfend auf die Konjunktur (vgl. Handelsblatt, 2009), niedrigere Produktionskos-

ten bei stabiler politischer Lage dagegen sorgen für einen Wettbewerbsvorteil. 
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Im Basisszenario wird Südosteuropas Wirtschaft bis 2015 wieder Wachstumsraten von 

rund 4 % erreichen. Es wird angenommen, dass sowohl der Tourismus als auch das produ-

zierende Gewerbe von einem beginnenden Aufschwung in Westeuropa besonders profitie-

ren. Ab 2015 wird die Wirtschaft mit zunächst jährlich 4,2 % wachsen, aufgrund der positi-

ven demografischen Entwicklung – zwischen 2008 und 2025 wächst die Bevölkerung Süd-

osteuropas um rund 10 % (vgl. UNPD, 2009) – steigt die Rate bis 2025 auf 4,4 %.  

Im positiven Szenario wächst die Wirtschaft in Südosteuropa ab 2016 mit 5,0 % jährlich. 

Wesentlich bestimmt wird die hohe Wachstumsrate durch verstärkte Investitionen des 

Auslands nach der Stabilisierung der politischen Lage auf dem Balkan, sofern das drängen-

de Problem der Korruption und Rechtsunsicherheit beseitigt wird (vgl. WeltTrends, 2009). 

Da der industrielle Sektor bislang nur eingeschränkt exportfähig ist, besteht hier noch ein 

hohes Potenzial (vgl. Handelsblatt, 2009).  

Im negativen Szenario beträgt die durchschnittliche Wachstumsrate zwischen 2010 und 

2015 zwischen 1,0 % (dies entspricht der Vorhersage für 2010 der Vereinten Nationen, vgl. 

UN, 2009) und 3,5 %. Bis 2020 wird ein Potenzialwachstum von 3,0 % unterstellt. Es wird 

angenommen, dass sich eine langsamere konjunkturelle Erholung in den westlichen Län-

dern negativ auf den Tourismus und ausländische Investitionen auswirkt und der Binnen-

konsum schwach bleibt. Ein Problem der Region ist die hohe Arbeitslosigkeit, die sich im 

Zuge der weltweiten Krise dadurch verschlimmern könnte, dass osteuropäische Arbeit-

nehmer in Ländern wie Irland oder Großbritannien entlassen werden und in ihre Heimat 

zurückkehren beziehungsweise ihre Rücküberweisungen sinken (vgl. Handelsblatt, 2009).  

 

2.6.3 Osteuropa 

Das Wachstum in Osteuropa – dies sind die ehemaligen Länder der Sowjetunion inklusive 

der baltischen Staaten – wird wesentlich durch die weltweite Nachfrage nach Erdöl und 

Erdgas bestimmt. Diese Energieträger sind wichtige Exportgüter der Russischen Föderation 

und einiger Kaukasus-Republiken, decken aber oft in erster Linie den Eigenbedarf (vgl. 

Bundeszentrale für politische Bildung, 2008). Zwischen 1994 und 2008 ist die osteuropäi-

sche Wirtschaft mit rund 4,1 % jährlich gewachsen, in den vergangenen vier Jahren auf-

grund des weltweiten Wachstums sogar mit über 6 % (vgl. IMF, 2009). Zwischen den Län-

dern der Region gibt es deutliche Unterschiede: Die baltischen Staaten, begünstigt durch 

niedrige Steuersätze und eine bevorzugte geografische Lage, haben ausländische Direktin-

vestitionen angezogen und bis 2008 hohe Wachstumsraten ausgewiesen. Wichtige Sekto-

ren sind die Nahrungsmittel- sowie die Holz- und Papierindustrie. In den östlichen Volks-
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wirtschaften (Russland, Kasachstan, Usbekistan, Aserbaidschan, Turkmenistan) dominiert 

die Rohstoff-Förderung. Noch viel stärker als Ostmittel- oder Südosteuropa ist diese Region 

daher abhängig von der Weltwirtschaft, da die in- und ausländische Produktion die Ener-

gienachfrage bestimmt. Positiv ist in Osteuropa die überwiegend niedrige Staatsverschul-

dung zu beurteilen, die den Regierungen mehr Handlungsspielraum eröffnet, sowie die 

teilweise vorhandenen Währungsreserven (vgl. UN, 2009). 

Im Basisszenario wird ein Wachstum von 4,1 % jährlich unterstellt, welches dem bisheri-

gen durchschnittlichen Wachstum der Region seit Mitte der 1990er Jahre entspricht (vgl. 

IMF, 2009). Berücksichtigt wird hier eine wieder ansteigende Ölnachfrage auf ein mittleres 

Niveau sowie ein Wachstum der inländischen Produktion – dies gilt insbesondere für Russ-

land. Die baltischen Länder werden weiterhin von FDI profitieren und mittelfristig auf den 

Wachstumspfad zurückkehren. Der Rückgang der Bevölkerung (vgl. UNPD, 2009) spiegelt 

sich in einem leicht niedrigeren Wachstum am Ende des Prognosezeitraums wider. Die 

durchschnittliche jährliche Wachstumsrate zwischen 2007 und 2025 liegt in diesem Sze-

nario mit 3,5 % knapp über der im World Energy Outlook 2009 für Russland prognostizier-

ten Rate von 3,4 % für die Jahre 2007 bis 2030 (vgl. IEA, 2009). 

Im Szenario mit höherem Wachstum steigt die weltweite Nachfrage nach Energie bereits 

ab 2010 wieder kräftig an und führt zu hohen Wachstumsraten (bereits ab 2011 über 4 %), 

da in absehbarer Zeit der Bedarf nicht aus regenerativen Quellen gedeckt werden kann. 

Langfristig wird ein jährliches Wachstum von rund 5 % erwartet. Das niedrige Einkom-

mensniveau (vgl. OECD, 2008b) führt zu einem hohen Aufholbedarf, die geringe Staatsver-

schuldung erlaubt auch öffentliche Investitionen, um die Wirtschaft zu stützen.  

Im Szenario mit niedrigerem Wachstum wächst die Wirtschaft Osteuropa nur mit einer 

jährlichen Rate von 3,3 % zwischen 2015 und 2020 und benötigt mehr Zeit, um die Krise zu 

überwinden. In diesem Szenario wird angenommen, dass die steigende Arbeitslosigkeit 

und die immer noch hohe Inflation sowie die zunehmende staatliche Kontrolle, vor allem 

in Russland (vgl. gtai, 2009i und Auswärtiges Amt, 2009c), zusammen mit einer restrikti-

ven Kreditvergabe und vor allem eine weiterhin gebremste Energienachfrage das Wirt-

schaftswachstum nachhaltig dämpfen. Erst ab 2012 erreicht die Region unter diesen An-

nahmen ein Wachstum von über 3 % jährlich, zuvor wird die Finanzkrise die Entwicklung 

überschatten. Dies gilt insbesondere für Länder wie Armenien, Kirgisistan, Weißrussland 

und die Ukraine, denen der IMF in der Krise aufgrund finanzieller Probleme Kreditlinien 

bereitstellen musste (vgl. UN, 2009). 
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2.6.4 Zusammenfassung 

Abbildung 15 fasst die Entwicklungspfade in den Szenarien zusammen. 

Abbildung 15:  

Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts in Osteuropa*,
2000 bis 2025
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2.7 Ergebnisse für die Weltwirtschaft 

Tabelle 3 fasst die drei Szenarien für die Entwicklung der Weltwirtschaft in Form von 

Wachstumsraten zusammen. Angegeben sind die jahresdurchschnittlichen Raten für die 

Zeit von 2005 bis 2020. Als Startpunkt wurde das Jahr 2005 gewählt, um eine Vergleich-

barkeit zu früheren Prognosen zum Flughafenausbau München zu gewährleisten. Diese 

beinhalten also die aktuelle Wirtschaftskrise. Als zweite Prognoseperiode wurde die Zeit 

2009 bis 2020 gewählt, da dies das durchschnittliche Wachstum im Anschluss an die Krise 

wiedergibt. Des Weiteren werden die durchschnittlichen Wachstumsraten für den 

Ausblickszeitraum bis 2025 angegeben. 

Abbildung 16 zeigt den Verlauf der Wachstumsraten für die Weltproduktion im Basissze-

nario. Es wird deutlich, dass sich in der Zeit nach 2010 eine gewisse Beschleunigung ergibt. 

Dies ergibt sich aus dem Aufholprozess im Anschluss an die Krise. Im längerfristigen Ver-

lauf gibt es dann aufgrund des Konvergenzprozesses in den Schwellenländern einen leich-

ten Rückgang der Wachstumsraten.. Je stärker diese in den Pro-Kopf-Einkommen gegen-

über den Industrieländern aufholen, desto stärker gleichen sich die Wachstumsraten an. 

Dennoch werden die Wachstumsraten in den schnell wachsenden Schwellenländern auch 

2020 bzw. 2025 noch deutlich über den Wachstumsraten in den Industrieländern liegen.  
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Im Basisszenario liegen die durchschnittlichen Wachstumsraten in fast alle Ländern unter-

halb der Durchschnitte in der Zeit 2000 bis 2008. Dennoch ist das durchschnittliche 

Wachstum der Weltwirtschaft auf einem ähnlich hohen Niveau. Dies ist auf die Verschie-

bung der Gewichte in der Weltwirtschaft zurückzuführen. So wird sich z.B. das Gewicht 

von China von etwa 11 ½ % im Jahr 2008 auf 22 % im Jahr 2025 erhöhen und das von Indi-

en von knapp 5 % auf 8 % erhöhen. Diese Gewichtsverschiebung führt auch dazu, dass die 

Wachstumsrate insgesamt im Zeitverlauf kaum zurückgeht obwohl sie in den einzelnen 

Schwellenländern im Konvergenzprozess sinkt.  

Abbildung 16:  

Jährliche Wachstumsraten der Weltwirtschaft, 1990 -2025
Basisszenario 
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Tabelle 3: Wirtschaftswachstum und Ölpreise 
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3 Szenarien für die deutsche Wirtschaft 

3.1 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

3.1.1 Historische Entwicklung 

Von 1990 bis 2009 ist die deutsche Wirtschaft um rund 30 % gewachsen, dies entspricht 

einer jahresdurchschnittlichen Rate von 1 ½ %. Dabei unterlag der Wachstumsprozess 

großen Schwankungen (vgl. Abbildung 17).  

Abbildung 17:  

Wirtschaftswachstum in Deutschland (gegenüber Vorjahr)
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Quellen: Statistisches Bundesamt; HWWI. 

 

Zu Beginn der 90er Jahre wurde die Wirtschaftsentwicklung in Deutschland in starkem 

Maße durch die Auswirkungen der Wiedervereinigung beeinflusst. Hohe Transfers in die 

östlichen Bundesländer zur Stützung der Wirtschaft und für den Ausbau der Infrastruktur 

bewirkten, dass dort in den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung teils zweistellige 

Wachstumsraten erzielt wurden, die auch die gesamtdeutsche Wachstumsrate (1990 und 

1991 jeweils mehr als 5 %) deutlich über den langfristigen Trend „hievten“.  

In der ersten Hälfte der 90er Jahre war eine gewisse Entkoppelung der deutschen Wirt-

schaft von der Weltwirtschaft zu beobachten; der Anteil der deutschen Exporte am Welt-

handel ging spürbar zurück. In Teilen handelt es sich dabei um einen rein statistischen 

Effekt: So fiel in jene Zeit die Aufspaltung der Sowjetunion und anderer osteuropäischer 

Staaten, wodurch Binnenhandel zu Außenhandel zwischen diesen Ländern wurde und der 
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Welthandel sich rein statistisch vergrößerte. In Teilen ist der Rückgang des Anteils des 

deutschen Außenhandels aber auch auf die Wiedervereinigung zurückzuführen: So hat der 

„Aufbau Ost“ dazu geführt, dass Ressourcen vom Export auf die Befriedigung der Binnen-

nachfrage umgelenkt wurden. Überdies waren im Zuge des „Vereinigungsbooms“ einige 

Jahre die Löhne kräftig gestiegen und hatten die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der 

deutschen Anbieter drastisch vermindert. Der mit dem Lohnanstieg verbundene Verlust an 

Wettbewerbsfähigkeit hat in den Folgejahren das Wachstum gebremst und zu einem An-

stieg der Arbeitslosigkeit geführt. Daraus hat die deutsche Wirtschaft aber ihre „Lehren“ 

gezogen, wie die seit Mitte der 90er Jahre – auch dank gemäßigter Lohnpolitik – kräftig 

verbesserte Wettbewerbsfähigkeit zeigt. Im Anschluss an diese erste Anpassungsphase 

nach der Wiedervereinigung schwenkte die gesamtdeutsche Wirtschaftsentwicklung dann 

auf einen Pfad ein (jahresdurchschnittliches Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts 

im Zeitraum 1992-2000: 1 ¾ %), der dem längerfristigen Trend näher kommt. 

In den Jahren 2000 bis 2005 hat sich das Trendwachstum erheblich verlangsamt. Mittler-

weile gibt es jedoch Anzeichen, dass diese Entwicklung eines nachlassenden Trendwachs-

tums nicht nur gestoppt ist, sondern sich im Zuge der zunehmenden Globalisierung und 

der dabei spezifischen Vorteile der deutschen Wirtschaft in den letzten Jahren gedreht zu 

haben scheint. Nachdem die Zeit zwischen 2000 und 2005 durch annähernde Stagnation 

der deutschen Wirtschaft gekennzeichnet war (jahresdurchschnittliches Wachstum des 

realen Bruttoinlandsprodukts: ½ %), hat sich das Wachstum bis zum Ausbruch der Krise 

2008 wieder kräftig beschleunigt (jahresdurchschnittliches Wachstum des realen Bruttoin-

landsprodukts: 2 ¼ %).  

Zum Wachstum der deutschen Wirtschaft trug in besonderem Maße die Exportwirtschaft 

bei. In der Zeit 2000 bis 2005 ist die Binnennachfrage geschrumpft, so dass es nur auf-

grund der Exporte überhaupt zu Wachstum gekommen ist. Auch zu der anschließenden 

starken Expansion trug die Exportwirtschaft maßgeblich bei. In dieser Zeit konnte zum 

einen die relative preisliche Wettbewerbsfähigkeit weiter verbessert werden. Zum anderen 

profitiert die deutsche Exportwirtschaft aufgrund ihrer Warenstruktur und internationalen 

Diversifizierung in besonderer Weise von der Globalisierung und der Expansion der 

Schwellenländer. Auch der im Vergleich zu anderen Industrieländern relativ starke Rück-

schlag während der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise ist eine Folge dieser verstärkten 

Einbindung in die Weltwirtschaft – die sich hier nun mit negativem Vorzeichen auswirkt. 

Der Welthandel ist im Jahr 2009 mit schätzungsweise 12 ½ % ähnlich stark geschrumpft 

wie die deutschen Exporte (-14 ½ %).  

Die deutsche Wirtschaft befindet sich seit dem Frühjahr 2009 wieder auf dem Weg der 

Besserung. Die Wende scheint geschafft zu sein und die meisten Konjunkturindikatoren 
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lassen erwarten, dass sich der in Gang gekommene Erholungsprozess fortsetzt. Gleichwohl 

ist die Krise noch nicht überwunden; das Vorkrisenniveau wird noch deutlich unterschrit-

ten. Die gegenwärtige Krise beeinflusst nicht nur die kurzfristigen Konjunkturperspektiven, 

sie wirkt sich – je nach Verlauf und Reaktionen der verschiedenen Wirtschaftsakteure –   

auch auf die mittel- bis langfristige Wirtschaftsentwicklung aus. Zweifelsohne hat die ge-

genwärtige Rezession sowohl die Arbeitsproduktivität als auch den gleichgewichtigen ge-

samtwirtschaftlichen Kapitalstock nachhaltig geschmälert (vgl. Gemeinschaftsdiagnose Fj. 

2009). Schätzungen des IMF zufolge ist der Rückgang des Produktionspotenzials bei Fi-

nanz- und Wirtschaftskrisen wesentlich ausgeprägter als in „normalen“ Rezessionen (IMF, 

WEO 2009). Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat bereits erhebliche „Spuren“ bei der Kapi-

talbildung hinterlassen. Die Unternehmen haben in der Krise ihre Investitionen in Ausrüs-

tungen erheblich eingeschränkt, im Jahr 2009 um mehr als 20 %, und sie werden diese, 

solange die Kapazitäten noch derart unterausgelastet sind, nur relativ langsam wieder 

erhöhen. Zudem ist nicht auszuschließen, dass im Gefolge der Krise die Kapitalkosten we-

gen höherer Risikoprämien tendenziell steigen und so ebenfalls die Kapitalbildung beein-

trächtigen.  

Aber auch längerfristige, von der gegenwärtigen Krise unabhängige Faktoren, namentlich 

die demografische Entwicklung, wirken in Deutschland tendenziell auf eine Verlangsa-

mung des Trendwachstums des Bruttoinlandsprodukts hin. Die Bevölkerung in Deutsch-

land sinkt nach Berechnungen des Statistischen Bundesamtes von derzeit 82,0 Millionen 

bis zum Jahr 2020 auf um die 80 Millionen Personen. Dabei sind je nach Umfang der Zu-

wanderungen Abweichungen in beide Richtungen möglich; das Ausmaß der Netto-

Zuwanderungen wird auch von der Wirtschaftsentwicklung abhängen, so dass es sinnvoll 

erscheint, in den einzelnen Szenarien mit entsprechend divergierenden Bevölkerungs- und 

Beschäftigungsentwicklungen zu rechnen. Gleichzeitig verringert sich altersbedingt der 

Anteil der Erwerbspersonen, auch wenn schrittweise das Renteneintrittsalter auf 67 Jahre 

erhöht wird. 

Im Gefolge der Krise hat sich das Potenzialwachstum am aktuellen Rand erheblich ver-

langsamt. Der Sachverständigenrat veranschlagt die Zuwachsrate des Produktionspoten-

zials für dieses Jahr auf 0,9 % und für kommendes Jahr sogar auf nur noch 0,7 % (Sachver-

ständigenrat, 2009, S. 50). Dabei ist anzumerken, dass Potenzialschätzungen je nach 

Schätzverfahren teils erheblich variieren. Bei den vom Sachverständigenrat veranschlagten 

Werten handelt es sich um „Mittelwerte“ aus unterschiedlichen Schätzverfahren. Aller-

dings muss dieser „Wachstumsverlust“ keinesfalls permanent sein. Die Vergangenheit hat 

gezeigt, dass die Trendrate in unterschiedlichen Zeiträumen merklich variieren kann. Auf 

mittlere- bis lange Frist kann sich das Potenzialwachstum bei entsprechender Investitions-
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tätigkeit und Wirtschaftspolitik wieder merklich erhöhen. Abgesehen davon besteht zur-

zeit ein sehr hohes Maß an Unterauslastung der Kapazitäten, so dass zunächst deutlich 

höhere Wachstumsraten des realen Bruttoinlandsprodukts erzielbar sind, ohne dass es zu 

Kapazitätsengpässen kommt.  

 

3.1.2 Szenarien für die zukünftige Entwicklung 

Auf beschriebener Ausgangsbasis bieten sich folgende drei Szenarien an, die dadurch ge-

kennzeichnet sind, dass kurzfristig (in den ersten drei bis vier Jahren) – unterschiedliche – 

Konjunkturverläufe die Entwicklung bestimmen, die dann auch die längerfristigen Trend-

verläufe im Anschluss beeinflussen. 

Im Basisszenario wird die aktuelle Konjunkturprognose des HWWI unterstellt. Bis zum Jahr 

2012 schwenkt dann das Wirtschaftswachstum wieder auf einen Pfad ein, der der langfris-

tigen Trendrate vor der Krise von 1 ½ % entspricht. Im Szenario mit höherem Wachstum 

findet eine schnellere Erholung der Wirtschaft statt. Dies würde die Chance eines selbst 

verstärkenden Aufschwungs eröffnen und eine Lösung der Anpassungs- und Konsolidie-

rungsprobleme erleichtern. Unter diesen Bedingungen wäre eine Rückkehr zu einem 

Wachstum ähnlich dem in den Jahren unmittelbar vor Ausbruch der Krise von etwa 2 % 

vorstellbar. Im Szenario mit niedrigerem Wachstum ist die Überwindung der gegenwärti-

gen Krise schwieriger. Aufgrund von Rückschlägen im Erholungsprozess ergeben sich zu-

sätzliche Anpassungs- und Konsolidierungsprobleme, die auch auf mittlere Sicht zu einem 

im Vergleich zum Basisszenario niedrigeren Potenzialpfad führen. In diesem Fall wird eine 

Trendrate von 1,0 % unterstellt. 

In den unterschiedlichen Szenarien wird sich aufgrund von unterschiedlichem Wande-

rungsverhalten auch eine differierende Bevölkerungsentwicklung ergeben. Grundlage für 

die Berücksichtigung der demografischen Entwicklung ist die vom Statistischen Bundes-

amt am 18.11.2009 veröffentlichte 12. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung bis 

zum Jahr 2060. Dort wird mit unterschiedlichen Ober- und Untergrenzen gerechnet, die 

maßgeblich von den Annahmen über die Netto-Zuwanderung abhängen. Im höheren 

Wachstumsszenario wird mit der Variante „Mittlere Bevölkerung, Obergrenze der Bevölke-

rung“ gerechnet, im niedrigen Wachstumsszenario mit der Variante „Mittlere Bevölkerung, 

Untergrenze der Bevölkerung“ und im Basisszenario mit dem Mittelwert der beiden Bevöl-

kerungsvarianten. An die jeweiligen Bevölkerungsvarianten entsprechend angepasst wur-

den die Entwicklungen des Erwerbspersonenpotenzials und der Beschäftigung (vgl. Abbil-

dung 18). 
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Basisszenario: Das Szenario basiert zunächst auf der aktuellen HWWI-Prognose 

2009/2010. In dieser setzt sich der im Verlauf des Jahres 2009 in Gang gekommene Erho-

lungsprozess der deutschen Wirtschaft, gestützt von den Konjunkturmaßnahmen und von 

außen angeschoben durch eine sich wieder bessernde Weltkonjunktur, im Jahr 2010 fort 

und gewinnt im Jahresverlauf allmählich auch an Breite. Insgesamt bleibt die Binnen-

nachfrage, insbesondere der private Konsum, aber auch die Unternehmensinvestitionen, 

noch recht schwach. Bei der prognostizierten Entwicklung wird aber auch im Jahr 2010 der 

Produktionseinbruch seit Beginn der Krise bei weitem nicht aufgeholt werden. Ende 2010 

wird das reale Bruttoinlandsprodukt danach saisonbereinigt noch 4 % unterhalb des 

Höhepunkts von Anfang 2008 liegen.  

In der Modellrechnung 2011/2012 wird davon ausgegangen, dass die Weltkonjunktur wei-

ter an Schwung gewinnt und mit zunehmender Auslastung der Kapazitäten die Unter-

nehmen wieder mehr investieren. Dies würde auch die Beschäftigung, die Einkommen und 

damit den privaten Verbrauch positiv beeinflussen. Insgesamt ist dann ein sich mehr und 

mehr selbstverstärkender Aufschwung zu erwarten, der allerdings tendenziell durch die 

erforderlichen Konsolidierungsmaßnahmen gedämpft wird. Das reale Bruttoinlandspro-

dukt könnte bei dieser Entwicklung in den Jahren 2011/12 jeweils um 2 bis 2 ½ % wachsen. 

Unter diesen Bedingungen würde im Jahresverlauf 2012 das Vorkrisenniveau wieder er-

reicht. 

In der Folge wird die Rückkehr auf einen Potenzialpfad angenommen, der der Trendrate 

zwischen 1992 und 2008 entspricht, nämlich 1 ½ %. Die Entwicklung zu Beginn der neun-

ziger Jahre wurde bei der Trendberechnung nicht berücksichtigt, weil in jener Zeit der 

„Vereinigungsboom“ für überdurchschnittliche Wachstumsraten sorgte und insoweit die 

Entwicklung überzeichnet hätte. Sicherlich gibt es auch nach der Bewältigung der aktuel-

len Krise einigen Aufholbedarf der Wirtschaft, der für sich für ein zeitweilig höheres 

Wachstum sorgen könnte. Auf der anderen Seite gibt es einen länger anhaltenden Konso-

lidierungsbedarf auf Seiten des Staates, der in verschiedener Form zu einer eher restriktiv 

ausgelegten Fiskalpolitik (Einschränkung der staatlichen Ausgaben, Erhöhung von Steuern 

und anderen Abgaben) führen dürfte.  

Insgesamt würde die deutsche Wirtschaft unter diesen Bedingungen im Prognosezeitraum 

bis 2020 insgesamt um ein Fünftel (19,8 %) wachsen. 
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Abbildung 18:  

     Quellen: Statistisches Bundesamt; ab 2009 Prognose des HWWI.

Szenarien für die Entwicklung des realen Bruttoinlandsprodukts, 1991-2020/25
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Im höheren Wachstumsszenario wird von einer schnelleren Erholung der Konjunktur von 

der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise ausgegangen. Die Chance für eine günstigere 

Entwicklung als die im Basisszenario beschriebene für 2010 und dann auch für 2011/12 ist 

durchaus gegeben. Nach dem starken Einbruch der Wirtschaft ist eine stärkere zyklische 

Erholung, als in der Basisprognose unterstellt, nicht unvorstellbar. So würde eine schnelle-

re und kräftigere Erholung der Weltkonjunktur als dort erwartet auch der deutschen Wirt-

schaft zusätzliche Impulse geben. Die in den vergangenen eineinhalb Jahren erlittenen 

Produktionsverluste würden dann schneller aufgeholt und über mehr Investitionen, Be-

schäftigung, Einkommen und Konsum würde auch die Binnenwirtschaft stärker zuneh-

men. Das Vorkrisenniveau würde in diesem Fall bereits im späteren Jahresverlauf von 2011 

wieder erreicht.  

Das könnte der Fall sein, wenn die asiatischen und südamerikanischen Schwellenländer, 

allen voran China, Indien und Brasilien, noch schneller expandieren und die anderen Län-

der der Region spürbar mitziehen. Zudem könnten die sehr umfangreichen und teilweise 

über 2010 hinaus laufenden Konjunkturmaßnahmen in den USA die Wirtschaft dort noch 

stärker stützen als erwartet. Bei günstigerer Weltkonjunktur würden sich bei spürbar an-

ziehenden Rohstoffpreisen auch die Importeinnahmen der Rohstoffländer, nicht zuletzt 

der OPEC-Länder und Russlands, schnell erhöhen und deren Importmöglichkeiten verbes-

sern. Das alles würde der exportorientierten deutschen Wirtschaft zugute kommen. Der 

Druck zur Anpassung der Beschäftigung würde rasch nachlassen und auch so die Binnen-

konjunktur gestärkt werden. Bei dieser günstigeren Konjunktur würde zudem die Konsoli-

dierung der öffentlichen Haushalte erheblich leichter sein, einmal weil die Steuer-, Bei-

trags- und andere Staatseinnahmen rascher stiegen, aber auch weil etwaige Steuer- und 

Abgabenerhöhungen leichter zu verkraften wären.  

Bei diesem Szenario wären die Selbstverstärkungskräfte auch deshalb ausgeprägter, weil 

bei schnellerem Erreichen der Vollauslastung die Unternehmen ihre Investitionen stärker 

ausweiten würden. Das würde dann auch das Potenzialwachstum erhöhen. Im 

Prognosezeitraum bis 2020 würde die deutsche Wirtschaft um etwas mehr als ein Viertel 

(26,4 %) wachsen. 

Im niedrigen Wachstumsszenario wird den gegenwärtigen Risiken auf den Finanzmärkten 

stärker Rechnung getragen. In diesem Fall würde sich die Konjunktur langsamer erholen 

als im Basisszenario erwartet. Das wäre zu befürchten, wenn Entwicklungen wie etwa zu-

letzt in Dubai oder Griechenland in verstärktem Maße virulent würden. Das könnte auch 

der Fall sein, wenn die Entwicklung in China durch Platzen der – vermeintlichen – Immobi-

lienblase zurückgeworfen würde. Problematisch könnte es auch werden, wenn die US-

Wirtschaft – was im Moment wegen der umfangreichen Konjunkturmaßnahmen zwar 
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wenig wahrscheinlich, aber nicht auszuschließen ist – nochmals in die Rezession rutscht, 

etwa weil die privaten Haushalte aufgrund ihrer starken Verschuldung bei stark gestiege-

ner Arbeitslosigkeit ihren privaten Konsum nun kräftig einschränken würden.  

Damit würden die Impulse für die deutsche Konjunktur merklich geringer ausfallen. Die 

deutschen Unternehmen würden die Beschäftigung noch stärker an das in der Krise ge-

drückte Produktionsniveau anpassen, mit entsprechenden negativen Effekten für die Ent-

wicklung der Haushaltseinkommen und für den privaten Konsum. Auch würden dann die 

Unternehmensinvestitionen bei länger anhaltender Unterauslastung kaum ausgeweitet, 

mit der Folge eines verlangsamt wachsenden oder sogar sinkenden Kapitalstocks. Die Ver-

schuldung des Staates würde aufgrund noch geringerer Steuereinnahmen, erhöhter kon-

junkturbedingter Mehrausgaben, möglicherweise auch wegen eines zusätzlichen Konjunk-

turprogramms weiter kräftig ausgeweitet, mit der Konsequenz, dass der Konsolidierungs-

bedarf in der anschließenden Erholungsphase noch erhöht und damit die Konjunkturdy-

namik zusätzlich gedämpft würden. Das Vorkrisenniveau würde in diesem Fall erst im spä-

teren Jahresverlauf von 2014 oder in 2015 erreicht.  

Bei einer solchen Entwicklung würde wegen der relativ schwachen Investitionstätigkeit 

auch das Potenzialwachstum erheblich beeinträchtigt. Es würde sich dann von dem ge-

genwärtigen sehr niedrigen Niveau wohl nur wenig wieder erhöhen. Es könnte dann zu 

einer ähnlich annähernd stagnierenden Entwicklung wie in der ersten Hälfte dieses Jahr-

zehnts, als die Potenzialrate auf etwa 1 % zurückging, kommen. Dass solche Wachstums-

schwächen über längere Zeiträume durchaus denkbar sind, zeigt das Beispiel Japan. Abge-

sehen davon würde bei einer solchen Entwicklung die Beschäftigung tendenziell reduziert.  

Bei diesem Szenario würde die deutsche Wirtschaft im Prognosezeitraum bis 2020 insge-

samt lediglich um 14 % wachsen. 

 

3.1.3 Zusammenfassung 

Die drei Szenarien skizzieren Entwicklungen, die maßgeblich davon abhängen, in welcher 

Weise die gegenwärtige Krise überwunden wird. Dabei wird dem Basisszenario die größte 

Wahrscheinlichkeit beigemessen. Auch wenn die aktuellen Risiken hinsichtlich erneuter 

Rückschläge nicht unerheblich sind, so haben sich in den vergangenen Monaten die Chan-

cen, dass es zu einer schnelleren Erholung der Weltwirtschaft kommt als noch vor einiger 

Zeit erwartet, merklich erhöht. Aber auch bei einer Überwindung der Krise, wie im Basis-

szenario dargelegt, wäre es mittel- bis langfristig möglich, dass sich die Rahmenbedingun-
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gen so verbessern bzw. durch die Politik so verbessert werden, dass ein stärkeres Wachs-

tum, vergleichbar zu dem im hohen Wachstumsszenario, realisiert wird.  

Eine Erweiterung der Perspektiven bis 2025 im Sinne eines Ausblicks ist aus heutiger Sicht 

lediglich durch Interpolation der drei Szenarien über 2020 hinaus möglich. Selbst im Basis-

szenario, dem Szenario mit der höchsten Eintrittswahrscheinlichkeit, würde schon nach 

relativ kurzer Zeit, nämlich im Jahr 2024, das Niveau, das sich im hohen Wachstumsszena-

rio des Jahres 2020 einstellt, überschritten (vgl. Abbildung 19).  

Abbildung 19:  

Entwicklungspfade für das reale Bruttoinlandsprodukt in Deutschland
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3.2 Wachstum und die Entwicklung der Erwerbstätigkeit in Regionen 

3.2.1 Historische Entwicklung 

Die Bruttowertschöpfung und die Zahl der Erwerbstätigen haben sich in der Vergangen-

heit in den bayerischen Kreisen sehr unterschiedlich entwickelt (vgl. Abbildung 20 und 

Abbildung 21). Das durchschnittliche jährliche Wachstum der Bruttowertschöpfung lag in 

dem Zeitraum von 1994 bis 2007 zwischen -0,4 % in Wunsiedel im Fichtelgebirge und 

6,0 % in Ingolstadt. Insgesamt hat die Bruttowertschöpfung in Bayern in diesem Zeitraum 

um 2,3 % zugenommen. Dies waren 0,5 Prozentpunkte mehr als im Bundesdurchschnitt. 

Auch die Entwicklung der Erwerbstätigenzahlen lag mit einer jährlichen Rate von 0,6 % in 

Bayern im Zeitraum von 1994 bis 2007 über dem Bundesdurchschnitt.  

Hierbei zeigte sich innerhalb Bayerns eine starke räumliche Differenzierung. Während sich 

die Grenzregionen zu Tschechien und die an Ostdeutschland grenzenden Kreise überwie-

gend unterdurchschnittlich entwickelt haben –  und beispielsweise die Landkreise 

Wunsiedel im Fichtelgebirge, Hof und Tirschenreuth sogar Verluste von Arbeitsplätzen 

verzeichneten – konnten zahlreiche Regionen in anderen Teilen Bayerns Arbeitsplatzzu-

wächse realisieren. Insbesondere in Oberbayern, und dort schwerpunktmäßig im Groß-

raum München, gab es in zahlreichen Kreisen mit jährlichen Zuwachsraten von durch-

schnittlich mehr als 1,5 % eine deutliche Expansion der Zahl der Arbeitsplätze. Weit über-

durchschnittliche Entwicklungen wiesen auch die Landkreise Würzburg und Eichstätt auf. 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die ökonomische Entwicklung der bayerischen Regio-

nen im Zeitraum von 1994 bis 2007 sehr differenziert verlief. Insbesondere die Kreise, de-

ren Wirtschaftskraft bereits im Jahr 1994 überdurchschnittlich hoch war, konnten weiter-

hin überdurchschnittlich hohe Wachstumsraten realisieren und ihre ökonomische Bedeu-

tung für die bayerische Wirtschaft insgesamt festigen. Generell lässt sich die Bedeutung 

regionaler Wachstumskerne für die ökonomische Entwicklung Bayerns feststellen. Diese 

liegen im Wesentlichen in Oberbayern sowie in Unter- und Mittelfranken.  
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Abbildung 20: Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate (preisbereinigt) der Bruttowert-

schöpfung der bayerischen Kreise, 1994 bis 2007 

 

 

Quellen: Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2009); Berechnungen HWWI. 
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Abbildung 21: Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der Erwerbstätigenzahlen, bay-

erischen Kreise, 1994 bis 2007 

 

 

 

Quellen: Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2009); Berechnungen HWWI. 

 

3.2.2 Das regionale Prognosemodell 

Basierend auf den drei gesamtwirtschaftlichen Wachstumsszenarien (vgl. Kapitel 3.1) der 

Entwicklung der Bruttowertschöpfung und der sektoralen Entwicklung sowie auf regiona-

len Wachstums- und Produktivitätstrends in Deutschland (vgl. Kapitel 3.1.2) sind drei Sze-

narien zur Regionalentwicklung in Bayern berechnet worden. Entsprechend der Szenarien 

in den vorangegangenen Abschnitten beziehen sich die regionalen Prognosen auf die Zeit-
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räume 2005 bis 2020, 2009 bis 2020 und 2009 bis 2025. Aufgrund von Beschränkungen in 

der Verfügbarkeit von regionalen Daten für das Bruttoinlandsprodukt einzelner Sektoren 

werden in den regionalen Szenarien Daten zur Bruttowertschöpfung verwendet. 

In dem hier zugrunde liegenden Simulationsmodell wird davon ausgegangen, dass das 

Wirtschaftswachstum sowie die Entwicklung der Erwerbstätigkeit in deutschen Regionen 

zu einem großen Teil von der regionalen Branchenstruktur bestimmt werden. Es ist anzu-

nehmen, dass Branchen, die sich in Deutschland insgesamt dynamisch entwickeln, auch in 

den einzelnen Regionen ein relativ hohes Wachstum aufweisen. Wenn die regionale Wirt-

schaftsstruktur einer Region durch einen hohen Anteil von überdurchschnittlich dynami-

schen Branchen gekennzeichnet ist, wirkt sich dies positiv auf die wirtschaftliche Entwick-

lung der Region und die Entstehung von Arbeitsplätzen aus. Die Wirtschaft wächst deshalb 

in Regionen mit relativ günstiger Sektorstruktur tendenziell stärker als in Regionen, deren 

Wirtschaftsstruktur stärker auf weniger dynamischen Sektoren basiert. Dieser Zusam-

menhang ist in diversen empirischen Studien untersucht worden und findet Anwendung 

im häufig verwendeten Shift-Share-Ansatz (bspw. Rusche/van Suntum, 2007 oder Möl-

ler/Tassinopoulos, 2000).  

Neben der Branchenstruktur gibt es eine Reihe weiterer Faktoren, welche die wirtschaftli-

che Entwicklung einer Region beeinflussen, wie beispielsweise die Qualifikationsstruktur 

oder geografische sowie siedlungsstrukturelle Gegebenheiten. Des Weiteren sind regiona-

le Entwicklungen häufig das Resultat sich selbst verstärkender Wachstums- beziehungs-

weise Abschwungsprozesse. Deshalb verlässt eine Region einen einmal eingeschlagenen 

Wachstumspfad (oder Schrumpfungspfad) in der Regel nicht abrupt, sondern nur allmäh-

lich. Aus diesem Grund werden in dem regionalen Prognosemodell regionale Wachstums-

trends und regionsspezifische Einflussfaktoren berücksichtigt. 

Als Datenbasis werden die Zahlen der regionalen Bruttowertschöpfung sowie der regiona-

len Erwerbstätigenentwicklung der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder ver-

wendet. Die Simulationen wurden auf Ebene der 413 Kreise und kreisfreien Städte in 

Deutschland durchgeführt. Die regionale Abgrenzung von Kreisen ist sehr kleinräumig und 

zeigt ausschließlich administrative Grenzen. Somit bilden Kreise häufig nur einen Teil ei-

nes funktionalen Wirtschaftraumes, wie beispielsweise einer Arbeitmarktregion, ab. Inso-

fern ist die wirtschaftliche Entwicklung eines Kreises häufig eng mit den Entwicklungen 

der umliegenden Kreise verknüpft. Des Weiteren können, insbesondere in kleinen Kreisen, 

bereits relativ kleine absolute Veränderungen, wie beispielsweise die Schließung eines 

größeren Betriebes, eine vergleichsweise große Wirkung auf die Wachstumsraten der Brut-

towertschöpfung oder der Erwerbstätigkeit haben (vgl. Blien, 2003). Da dies zu Verzerrun-

gen der Prognoseergebnisse in einzelnen Kreisen führen kann, ist es in solchen Fällen nicht 
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immer sinnvoll Prognosewerte für einen einzelnen Kreis zu betrachten. Um diese Effekte in 

der Prognose zu vermeiden, werden die Ergebnisse auch auf einer übergeordneten regio-

nalen Ebene aggregiert und daher auch für die Planungsregionen Ingolstadt, München, 

Oberland und Südostoberbayern sowie die bayerischen Regierungsbezirke dargestellt.  

3.2.3 Entwicklung der regionalen Bruttowertschöpfung 

Ausgangspunkt für die regionalen Vorausschätzungen der Bruttowertschöpfung bilden die 

gesamtwirtschaftlichen Wachstumsprognosen des HWWI, welche nach sechs Sektoren 

gegliedert sind: 1) Land-, Forstwirtschaft und Fischerei, 2) Produzierendes Gewerbe (ohne 

Baugewerbe), 3) Baugewerbe, 4) Handel, Gastgewerbe und Verkehr, 5) Finanzierung, Ver-

mietung und Unternehmensdienstleistungen und 6) öffentliche und private Dienstleis-

tungen. Als weitere Grundlage für die regionale Prognose werden auf Basis des Stützzeit-

raums vom Jahr 1994 bis zum Jahr 2007 regionsspezifische Effekte und regionale Wachs-

tumstrends mit einem ökonometrischen Verfahren im Rahmen eines Panelmodells mit 

zeitfixen Effekten und variablen Trends bestimmt: 

 ijtjtitiijt uBWSTrendBWS +++= )ln()ln( 210 ααα ,    (1) 

 wobei i = 1, …, 413 (Kreise), j = 1, …, 6 (Sektoren) und t = 1994, …, 2007 (Jahre). 

Die Ergebnisse der sektoralen Vorausschätzungen für die gesamtwirtschaftliche Produkti-

on Deutschlands werden anhand der jeweiligen regionalen Sektorstruktur und unter Be-

rücksichtigung von regionsspezifischen Entwicklungen auf die regionale Ebene 

heruntergebrochen. Die regionale Vorausschätzung wird entsprechend des Basisszenarios 

sowie die der makroökonomischen Szenarien mit niedrigerem Wachstum und mit höhe-

rem Wachstum (vgl. Kapitel 3.1) in drei verschiedenen Varianten durchgeführt. 

 

3.2.4 Entwicklung der regionalen Erwerbstätigkeit 

Die Beschäftigungsentwicklung innerhalb einer Region hängt im Wesentlichen vom Wirt-

schaftswachstum sowie der Entwicklung der Arbeitsproduktivität ab (vgl. Dornbusch et al., 

2008). Eine Steigerung der Produktion wirkt sich in der Tendenz positiv auf die Zahl der 

Erwerbstätigen aus, da ein Anstieg der Bruttowertschöpfung tendenziell zu einer höheren 

Nachfrage nach Arbeitskräften führt. Allerdings ist bei der Bewertung des Zusammen-

hangs zwischen der Entwicklung der Bruttowertschöpfung und des Arbeitskräftebedarfs 

zu berücksichtigen, dass ein Wachstum der Bruttowertschöpfung nicht zwangsläufig im 

gleichen Maße die Nachfrage nach Arbeitskräften erhöht. Denn eine Erhöhung der 
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Outputmenge kann auch durch verstärkten Kapitaleinsatz oder technologischen Fort-

schritt erreicht werden, ohne zusätzliche Arbeitskräfte einzusetzen. Beides spiegelt sich in 

einer Erhöhung der Produktivität wider.  

Die Potenziale zur Umsetzung von Produktivitätsfortschritten variieren interregional deut-

lich aufgrund der stark differierenden regionalen Standortbedingungen, beispielsweise 

hinsichtlich der Innovationsfähigkeit. Daher ist es notwendig zu überprüfen, ob und inwie-

fern die Produktivitätsentwicklung in den Kreisen und kreisfreien Städten von der Entwick-

lung im gesamten Bundesgebiet abweicht. Für die empirische Umsetzung des regionalen 

Prognosemodells wird der Einfluss der sektorspezifischen Produktivitätsentwicklung in 

Deutschland auf die Entwicklung der Produktivität in den Kreisen und kreisfreien Städten 

geschätzt. Es wird, wie bei der Entwicklung der Bruttowertschöpfung, davon ausgegangen, 

dass die Produktivitätsentwicklung in einzelnen Regionen in starkem Maße durch die regi-

onale Sektorstruktur beeinflusst wird. Ebenfalls berücksichtigt werden weitere regionsspe-

zifische Entwicklungstrends. Aus den Ergebnissen der ökonometrischen Analyse lässt sich 

ableiten, ob – und in welchem Maße – regionsspezifische Effekte in der Tendenz zu einem 

höheren Produktivitätswachstum als im bundesdeutschen Durchschnitt führen oder vice 

versa. 

Gleichung (2) wird in einer Panelregression mit fixen Effekten und variablem Trend ge-

schätzt: 

 ijtjtitiijt tätProduktiviTrendtätProduktivi εααα +++= )ln()ln( 210 , (2) 

 wobei i = 1, …, 413 (Kreise), j = 1, …, 6 (Sektoren), t = 1994, …, 2007 (Jahre) und                         

Produktivität = BWS je Erwerbstätigen. 

Die Entwicklung der regionalen Erwerbstätigkeit wird basierend auf der Prognose der Brut-

towertschöpfung und der Produktivität berechnet. Die sektorale Produktivitätsentwick-

lung wird dabei im Sinne eines langfristig konstanten Wachstums des technologischen 

Fortschritts bis 2020 (2025) entsprechend der Entwicklung im Zeitraum von 1994 bis 2007 

fortgeschrieben, wobei in den makroökonomischen Szenarien „Höheres Wachstum“ und 

„Niedrigeres Wachstum“ entsprechend eine nach oben beziehungsweise nach unten kor-

rigierte Entwicklung der Produktivität angenommen wird. Auf Basis der geschätzten regio-

nalen Trends aus Gleichung (2) wird die sektorale Produktivität auf die regionale Ebene 

heruntergebrochen.  

Das Produktivitätsniveau in einer Region wird üblicherweise als Wirtschaftsleistung bezie-

hungsweise Wertschöpfung je Erwerbstätigen gemessen. Demnach lässt sich das Niveau 

der Erwerbstätigkeit aus dem Quotienten von Bruttowertschöpfung und Produktivität 
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berechnen. Durch Einsetzen der geschätzten Werte von Bruttowertschöpfung und Produk-

tivität in Gleichung (3) ergibt sich die prognostizierte Zahl der Erwerbstätigen je Sektor und 

je Region für das Jahr 2020 (2025). Die Summe der Beschäftigung über alle Sektoren ergibt 

die gesamte Erwerbstätigkeit in der jeweiligen Region.  

 tät  Produktivischöpfung/BruttowertigenzahlErwerbstät =   (3) 

Relevant für die regionale Entwicklung der Erwerbstätigenzahlen ist neben der Arbeits-

nachfrage das Angebot an Arbeitskräften. Der demografische Wandel wird sich bis zum 

Jahr 2020 (2025) auf gesamtwirtschaftlicher Ebene negativ auf die Entwicklung der Zahl 

der Arbeitskräfte auswirken, weil die deutsche Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter insge-

samt zurückgehen wird. Weil die demografische Struktur und die Binnenwanderungssal-

den zwischen den deutschen Regionen variieren, wird sich die demografische Entwicklung 

auch zukünftig erheblich zwischen den deutschen Regionen unterscheiden. In Bayern wer-

den entsprechend der Bevölkerungsprognosen des Bayerischen Landesamts für Statistik 

und Datenverarbeitung (2009) insgesamt erst ab dem Jahr 2020 leichte Bevölkerungsrück-

gänge erwartet.  

Hinsichtlich der potentiellen Expansion der Erwerbstätigkeit stellt sich die Situation in 

Bayern deutlich besser dar als in Deutschland insgesamt. Das Bundesinstitut für Bau-, 

Stadt- und Raumforschung (2009) prognostiziert für Deutschland einen Rückgang der Zahl 

der Erwerbspersonen um 2 % bis zum Jahr 2020 und um 5 % bis zum Jahr 2025. In Bayern 

wird die Zahl der Erwerbspersonen dagegen zunächst weiter steigen und erst im Jahr 2025 

wieder auf das Niveau von 2009 zurückfallen. In den einzelnen Regionen Bayerns wird die 

Entwicklung jedoch stark differenziert verlaufen. Insbesondere die wirtschaftlichen Zen-

tren werden es leichter haben, qualifizierte Arbeitskräfte und Kapital zu attrahieren und 

tendenziell weiter wachsen (vgl. Bräuninger et al., 2008 oder Niebuhr/Stiller, 2004). Dies 

spiegeln auch die regionalen Prognosewerte des Bayerischen Landesamtes für Statistik 

und Datenverarbeitung wider (vgl. Abbildung 22). Insbesondere im Großraum München ist 

mit relativ hohen Bevölkerungswachstumsraten zu rechnen. Dagegen werden Bevölkerung 

und Erwerbspersonen in anderen Regionen teilweise stark zurückgehen, insbesondere in 

den nördlichen und östlichen Kreisen Bayerns, die in der jüngeren Vergangenheit hinsicht-

lich der Entwicklung der Erwerbstätigenzahlen und der Bruttowertschöpfung deutlich hin-

ter den ökonomisch erfolgreichsten Regionen Bayerns zurückgeblieben sind. Während die 

regionalen Wachstumsdisparitäten durch die verschiedenen regionalen Trends im Modell 

bereits weitgehend berücksichtigt werden, führt das Modell angesichts der demografi-

schen Entwicklung voraussichtlich in der Summe über alle Regionen zu überhöhten 

Wachstumsraten bei der Erwerbstätigkeit. Um auch in der Summe über alle Regionen „un-

realistische“ Prognosewerte zu vermeiden, werden die prognostizierten 
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Erwerbstätigenzahlen um den vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 

prognostizierten prozentualen Rückgang der Erwerbspersonen bis 2020 (2025) in Deutsch-

land reduziert. 

Abbildung 22: Bevölkerungsentwicklung Bayern, 2006 bis 2020 

 

 

Quellen: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung (2009); 

Berechnungen HWWI.  

 

3.2.5 Szenarien für die zukünftige Entwicklung  

Tabellen 4  und 5 geben die Prognoseergebnisse zur Bruttowertschöpfung und der Zahl der 

Erwerbstätigen für die Regierungsbezirke in Bayern und die deutschen Bundesländer in 

den drei Szenarien für den Zeitraum 2009 bis 2020 beziehungsweise 2009 bis 2025 wider. 
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Darüber hinaus sind für Oberbayern die Prognoseergebnisse für die Regionen und die Krei-

se sowie Kreisfreien Städte dargestellt. Der Prognosekorridor für die jährliche Wachstums-

rate der Bruttowertschöpfung in Bayern im Zeitraum von 2009 bis 2020 liegt zwischen 1,5 

% im Szenario „Niedrigeres Wachstum“ und 2,6 % im Szenario „Höheres Wachstum“. Im 

Basisszenario ergibt sich für diesen Zeitraum eine durchschnittliche jährliche Wachstums-

rate von 2,1 %. Die Prognoseergebnisse für Bayern liegen damit über den prognostizierten 

Wachstumsraten für die Bruttowertschöpfung, die sich in den entsprechenden Szenarien 

für Deutschland insgesamt ergeben. Die Entwicklung der Bruttowertschöpfung in Bayern 

fällt günstiger als in den weiteren westdeutschen Bundesländern aus. Einige der ostdeut-

schen Bundesländer weisen hingegen hinsichtlich des Wachstums der Bruttowertschöp-

fung höhere Prognosewerte auf. 

Ursächlich für die relativ hohen Prognosewerte für Bayern ist, dass sich die Sektorstruktur 

in Bayern im Durchschnitt günstiger darstellt als auf Bundesebene und die regionalöko-

nomische Entwicklung in der Vergangenheit im Vergleich zu anderen westdeutschen Bun-

desländern überdurchschnittlich gut verlief (im Prognosemodell setzt sich dieser Trend 

fort). Die Entwicklung der Zahl der Erwerbstätigen entspricht in Bayern insgesamt dem 

Bundestrend. Die in Bayern dynamischere Entwicklung der Bruttowertschöpfung als auf 

Bundesebene schlägt sich damit in keinem höheren Zuwachs der Arbeitsplätze nieder. 

Ursächlich hierfür ist, dass die positive Entwicklung der Bruttowertschöpfung in Bayern 

durch einen im Vergleich zum Bundesdurchschnitt höheren Anstieg der Arbeitsproduktivi-

tät begleitet wird.  

Ebenso wie für die historische regionalökonomische Entwicklung lassen sich für die Prog-

nose erhebliche räumliche Differenzierungen feststellen. Von den bayerischen 

Szenariowerten für die Entwicklung der Bruttowertschöpfung und der 

Erwerbstätigenzahlen weichen die einzelnen bayerischen Regierungsbezirke unterschiedli-

che stark nach oben oder unten ab. Für Nieder- und Oberbayern liegt die regionale Brutto-

wertschöpfungsprognose in allen Szenarien über dem bayerischen Durchschnitt, was sich 

entsprechend in relativ hohen Zuwächsen bei den Erwerbstätigenzahlen widerspiegelt. 

Unterdurchschnittlich entwickeln sich die Regierungsbezirke Ober-, Mittel- und Unterfran-

ken sowie Schwaben, während die Oberpfalz relativ gute Werte erreicht, aber hinter den 

„führenden“ Regierungsbezirken zurückliegt.   
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Tabelle 4:  

Basis-
szenario

Niedrigeres 
Wachstum

Höheres 
Wachstum

Basis-
szenario

Niedrigeres 
Wachstum

Höheres 
Wachstum

Basis-
szenario

Niedrigeres 
Wachstum

Höheres 
Wachstum

% % % % % % % % %

Deutschland 1,3 1,0 1,7 1,7 1,2 2,2 1,6 1,1 2,1

  Bayern 1,7 1,3 2,1 2,1 1,5 2,6 2,0 1,5 2,5

    Oberbayern 2,0 1,6 2,4 2,4 1,8 2,9 2,3 1,8 2,8

Region Ingolstadt 3,4 3,1 3,7 3,7 3,2 4,1 3,4 3,0 3,8

Ingolstadt, Kreisfreie Stadt 4,1 3,8 4,4 4,4 4,0 4,8 4,0 3,7 4,4

Eichstätt, Landkreis 2,7 2,4 3,0 2,9 2,5 3,4 2,8 2,3 3,2

Neuburg-Schrobenhausen, Landkreis 2,3 2,0 2,7 2,4 1,9 2,9 2,3 1,8 2,7

Pfaffenhofen a.d.Ilm, Landkreis 2,9 2,6 3,3 3,2 2,8 3,7 3,0 2,6 3,4

Region München 1,8 1,4 2,2 2,2 1,7 2,7 2,2 1,6 2,6

München, Landeshauptstadt 1,2 0,7 1,6 1,5 0,8 2,0 1,4 0,8 2,0

Dachau, Landkreis 2,1 1,8 2,4 2,9 2,4 3,3 2,8 2,3 3,2

Ebersberg, Landkreis 2,5 2,1 2,8 2,7 2,2 3,2 2,6 2,1 3,0

Erding, Landkreis 2,2 1,9 2,6 2,6 2,1 3,0 2,5 2,0 2,9

Freising, Landkreis 2,2 1,8 2,6 2,7 2,1 3,1 2,5 2,0 3,0

Fürstenfeldbruck, Landkreis 0,8 0,4 1,2 1,2 0,6 1,8 1,3 0,7 1,8

Landsberg am Lech, Landkreis 2,0 1,6 2,4 2,1 1,6 2,6 2,1 1,6 2,5

München, Landkreis 3,0 2,7 3,3 3,9 3,4 4,3 3,6 3,2 4,0

Starnberg, Landkreis 2,2 1,8 2,6 2,1 1,5 2,6 2,1 1,5 2,5

Region Oberland 2,0 1,6 2,4 2,3 1,8 2,8 2,2 1,7 2,7

Bad Tölz-Wolfratshausen, Landkreis 2,2 1,8 2,5 2,6 2,1 3,1 2,5 2,1 3,0

Garmisch-Partenkirchen, Landkreis 0,5 0,0 0,9 0,6 0,0 1,2 0,7 0,1 1,3

Miesbach, Landkreis 2,4 2,0 2,8 2,1 1,6 2,6 2,0 1,5 2,5

Weilheim-Schongau, Landkreis 2,3 2,0 2,6 2,9 2,5 3,4 2,8 2,3 3,2

Region Südostoberbayern 2,1 1,7 2,5 2,3 1,8 2,8 2,2 1,7 2,7

Rosenheim, Kreisfreie Stadt -0,2 -0,7 0,3 0,0 -0,6 0,7 0,1 -0,6 0,7

Altötting, Landkreis 2,8 2,5 3,2 3,0 2,5 3,5 2,8 2,4 3,3

Berchtesgadener Land, Landkreis 1,1 0,7 1,5 1,3 0,8 1,9 1,3 0,8 1,9

Mühldorf a.Inn, Landkreis 2,1 1,8 2,5 2,4 1,9 2,9 2,3 1,8 2,8

Rosenheim, Landkreis 3,2 2,9 3,6 3,3 2,8 3,7 3,1 2,7 3,5

Traunstein, Landkreis 1,2 0,7 1,6 1,4 0,8 1,9 1,3 0,8 1,9

    Niederbayern 2,0 1,6 2,4 2,3 1,8 2,8 2,2 1,7 2,6

    Oberpfalz 1,8 1,5 2,2 2,1 1,6 2,6 2,1 1,6 2,5

    Oberfranken 0,9 0,4 1,3 1,2 0,6 1,7 1,1 0,6 1,7

    Mittelfranken 1,4 1,0 1,8 1,8 1,2 2,3 1,7 1,2 2,3

    Unterfranken 1,6 1,2 1,9 1,9 1,4 2,5 1,9 1,4 2,4

    Schwaben 1,5 1,1 1,9 1,9 1,3 2,4 1,8 1,3 2,3

  Schleswig-Holstein 0,6 0,2 1,0 0,9 0,3 1,5 0,9 0,3 1,5

  Hamburg 1,1 0,7 1,5 1,5 0,8 2,0 1,5 0,8 2,0

  Niedersachsen 1,1 0,6 1,5 1,4 0,8 1,9 1,3 0,8 1,9

  Bremen 1,3 0,9 1,7 1,7 1,1 2,2 1,6 1,1 2,2

  Nordrhein-Westfalen 0,8 0,4 1,2 1,1 0,5 1,7 1,1 0,5 1,7

  Hessen 1,1 0,7 1,5 1,5 0,9 2,0 1,5 0,9 2,0

  Rheinland-Pfalz 1,0 0,5 1,4 1,2 0,7 1,8 1,2 0,7 1,8

  Baden-Württemberg 1,5 1,1 1,9 1,7 1,2 2,3 1,7 1,1 2,2

  Saarland 1,4 1,0 1,8 1,7 1,2 2,3 1,7 1,1 2,2

  Berlin 0,5 0,0 0,9 0,8 0,1 1,4 0,9 0,3 1,5

  Brandenburg 2,1 1,8 2,5 2,4 1,9 2,9 2,3 1,8 2,7

  Mecklenburg-Vorpommern 1,5 1,1 1,8 1,6 1,1 2,1 1,6 1,0 2,1

  Sachsen 1,8 1,4 2,2 2,1 1,6 2,6 2,0 1,5 2,5

  Sachsen-Anhalt 1,8 1,4 2,2 2,0 1,5 2,5 2,0 1,5 2,5

  Thüringen 1,9 1,6 2,3 2,3 1,8 2,7 2,2 1,7 2,6

Quelle: Berechnung und Prognose  HWWI.

*Bei den Prognoseergebnissen ist zu berücksichtigen, dass - insbesondere in kleinen Kreisen - bereits relativ kleine absolute Veränderungen, wie beispielsweise die Schließung 

eines größeren Betriebes, eine vergleichsweise große Wirkung auf die Wachstumsraten der Bruttowertschöpfung oder der Erwerbstätigkeit haben (vgl. Blien, 2003). Da dies zu 
Verzerrungen der Prognoseergebnisse in einzelnen Kreisen führen kann, ist es in solchen Fällen nicht immer sinnvoll, Prognosewerte für einen einzelnen Kreis zu betrachten. 
Um diese Effekte in der Prognose zu vermeiden, werden die Ergebnisse auch auf einer übergeordneten regionalen Ebene aggregiert und daher auch für die Planungsregionen 
Ingolstadt, München, Oberland und Südostoberbayern sowie die bayerischen Regierungsbezirke dargestellt 

Jährliche Entwicklungsrate der Bruttowertschöpfung (preisbereinigt), 2005 bis 2025*

          2005 bis 2020           2009 bis 2020         2009 bis 2025
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Tabelle 5: 

Basis-
szenario

Niedrigeres 
Wachstum

Höheres 
Wachstum

Basis-
szenario

Niedrigeres 
Wachstum

Höheres 
Wachstum

Basis-
szenario

Niedrigeres 
Wachstum

Höheres 
Wachstum

% % % % % % % % %

Deutschland 0,3 0,1 0,5 0,6 0,4 0,9 0,5 0,2 0,7

  Bayern 0,3 0,1 0,5 0,6 0,4 0,9 0,5 0,2 0,7

    Oberbayern 0,6 0,4 0,8 0,9 0,7 1,1 0,7 0,5 1,0

Region Ingolstadt 0,9 0,7 1,0 1,2 1,0 1,4 1,0 0,8 1,1

Ingolstadt, Kreisfreie Stadt 0,8 0,7 1,0 1,3 1,1 1,5 1,1 0,9 1,2

Eichstätt, Landkreis 1,0 0,9 1,2 1,4 1,2 1,5 1,1 1,0 1,3

Neuburg-Schrobenhausen, Landkreis 0,5 0,4 0,7 0,7 0,5 0,9 0,5 0,3 0,7

Pfaffenhofen a.d.Ilm, Landkreis 1,1 1,0 1,2 1,3 1,1 1,4 1,1 0,9 1,2

Region München 0,7 0,5 0,9 1,0 0,8 1,3 0,9 0,6 1,1

München, Landeshauptstadt 0,2 0,0 0,4 0,5 0,2 0,8 0,4 0,1 0,7

Dachau, Landkreis 1,3 1,1 1,4 1,6 1,4 1,7 1,4 1,2 1,5

Ebersberg, Landkreis 1,5 1,4 1,7 1,8 1,7 2,0 1,5 1,4 1,7

Erding, Landkreis 1,2 1,1 1,3 1,4 1,2 1,6 1,1 1,0 1,3

Freising, Landkreis 2,2 2,1 2,3 2,6 2,4 2,7 1,9 1,8 2,0

Fürstenfeldbruck, Landkreis 0,5 0,3 0,6 0,7 0,4 1,0 0,5 0,2 0,8

Landsberg am Lech, Landkreis 0,7 0,5 0,9 0,8 0,6 1,0 0,6 0,4 0,8

München, Landkreis 1,8 1,6 1,9 2,0 1,8 2,1 1,8 1,6 1,9

Starnberg, Landkreis 1,0 0,9 1,2 1,3 1,0 1,5 1,1 0,9 1,3

Region Oberland 0,1 -0,1 0,3 0,3 0,1 0,6 0,2 0,0 0,4

Bad Tölz-Wolfratshausen, Landkreis 0,2 0,1 0,4 0,5 0,3 0,7 0,4 0,2 0,6

Garmisch-Partenkirchen, Landkreis -0,7 -0,9 -0,5 -0,6 -0,9 -0,3 -0,6 -0,9 -0,3

Miesbach, Landkreis 0,6 0,4 0,7 0,7 0,4 0,9 0,5 0,3 0,8

Weilheim-Schongau, Landkreis 0,2 0,0 0,4 0,5 0,3 0,8 0,3 0,1 0,5

Region Südostoberbayern 0,3 0,1 0,5 0,5 0,3 0,8 0,4 0,1 0,6

Rosenheim, Kreisfreie Stadt 0,7 0,4 0,9 1,0 0,6 1,3 0,6 0,2 1,0

Altötting, Landkreis 0,3 0,1 0,4 0,7 0,5 0,9 0,6 0,5 0,8

Berchtesgadener Land, Landkreis -0,4 -0,7 -0,2 -0,4 -0,7 -0,1 -0,4 -0,7 -0,2

Mühldorf a.Inn, Landkreis 0,2 0,0 0,3 0,4 0,2 0,6 0,3 0,1 0,5

Rosenheim, Landkreis 0,6 0,5 0,8 0,8 0,6 1,0 0,7 0,5 0,9

Traunstein, Landkreis 0,1 -0,1 0,3 0,4 0,1 0,6 0,1 -0,1 0,4

    Niederbayern 0,4 0,3 0,6 0,7 0,5 0,9 0,5 0,3 0,7

    Oberpfalz 0,2 0,0 0,3 0,4 0,2 0,7 0,3 0,1 0,5

    Oberfranken -0,5 -0,7 -0,3 -0,2 -0,5 0,1 -0,3 -0,7 -0,1

    Mittelfranken 0,3 0,1 0,5 0,6 0,3 0,8 0,4 0,1 0,6

    Unterfranken 0,2 0,0 0,4 0,5 0,2 0,7 0,3 0,1 0,5

    Schwaben 0,2 0,0 0,4 0,5 0,2 0,7 0,3 0,1 0,6

  Schleswig-Holstein 0,1 -0,2 0,3 0,3 0,0 0,5 0,1 -0,3 0,4

  Hamburg 0,4 0,2 0,6 0,6 0,3 0,8 0,5 0,2 0,8

  Niedersachsen 0,4 0,2 0,6 0,7 0,5 1,0 0,6 0,4 0,8

  Bremen 0,1 -0,2 0,3 0,3 0,1 0,6 0,3 0,0 0,6

  Nordrhein-Westfalen 0,7 0,5 0,8 1,1 0,8 1,3 0,9 0,7 1,1

  Hessen 0,3 0,1 0,5 0,7 0,4 0,9 0,6 0,3 0,8

  Rheinland-Pfalz 0,5 0,3 0,6 0,7 0,5 1,0 0,4 0,2 0,7

  Baden-Württemberg 0,4 0,2 0,5 0,8 0,5 1,0 0,6 0,4 0,8

  Saarland 0,2 0,0 0,4 0,7 0,4 1,0 0,5 0,2 0,8

  Berlin 0,2 0,0 0,4 0,3 0,0 0,6 0,3 0,0 0,6

  Brandenburg -0,3 -0,5 -0,1 -0,3 -0,6 0,0 -0,4 -0,7 -0,1

  Mecklenburg-Vorpommern -0,3 -0,5 -0,1 -0,3 -0,6 0,0 -0,4 -0,6 -0,1

  Sachsen -0,2 -0,5 0,0 -0,1 -0,4 0,2 -0,2 -0,5 0,1

  Sachsen-Anhalt -0,5 -0,7 -0,3 -0,3 -0,6 -0,1 -0,3 -0,6 0,0

  Thüringen -0,3 -0,5 -0,1 -0,1 -0,4 0,2 -0,2 -0,4 0,1

Quelle: Berechnung und Prognose  HWWI.

*Bei den Prognoseergebnissen ist zu berücksichtigen, dass - insbesondere in kleinen Kreisen - bereits relativ kleine absolute Veränderungen, wie beispielsweise die Schließung 
eines größeren Betriebes, eine vergleichsweise große Wirkung auf die Wachstumsraten der Bruttowertschöpfung oder der Erwerbstätigkeit haben (vgl. Blien, 2003). Da dies zu 
Verzerrungen der Prognoseergebnisse in einzelnen Kreisen führen kann, ist es in solchen Fällen nicht immer sinnvoll, Prognosewerte für einen einzelnen Kreis zu betrachten. 
Um diese Effekte in der Prognose zu vermeiden, werden die Ergebnisse auch auf einer übergeordneten regionalen Ebene aggregiert und daher auch für die Planungsregionen 
Ingolstadt, München, Oberland und Südostoberbayern sowie die bayerischen Regierungsbezirke dargestellt  

Jährliche Entwicklungsrate der Erwerbstätigkeit, 2005 bis 2025*

          2005 bis 2020           2009 bis 2020         2009 bis 2025
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Abbildung 23 verdeutlicht auf Ebene der Kreise und kreisfreien Städte anhand der Ergeb-

nisse des Basisszenarios die Lage der regionalen Wachstumszentren. Die höchsten 

Prognosewerte hinsichtlich der Bruttowertschöpfungsentwicklung erreichen die folgenden 

Kreise und Kreisfreie Städte: Landkreis München (+ 3,9 %), Dingolfing-Landau (+ 3,9 %), 

Rosenheim (+ 3,3 %), Pfaffenhofen (+ 3,2 %), Würzburg (+ 3,3 %) und die kreisfreie Stadt 

Ingolstadt (+ 4,4 %). In den Szenarien mit niedrigerem und höherem Wachstum (vgl. Abbil-

dungen 24 und 25) stellt sich die Verteilung der regionalen Wachstumszentren wie im 

Basisszenario dar. Allerdings befinden sich die regionalen Wachstumsraten auf entspre-

chend niedrigerem beziehungsweise höherem Niveau. Insgesamt lässt sich eine deutliche 

Konzentration des prognostizierten Wirtschaftswachstums im Süden Bayerns feststellen. 

Abbildung 23: Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der Bruttowertschöpfung 

(preisbereinigt), bayerische Kreise, 2009 bis 2020, Basisszenario 

 

 

Quellen: Statistische Ämter des Bundes und der Länder; Berechnung HWWI. 
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Abbildung 24: Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der Bruttowertschöpfung 

(preisbereinigt), bayerische Kreise, 2009 bis 2020, Niedrigeres Wachstum 

 

 

Quellen: Statistische Ämter des Bundes und der Länder; Berechnung HWWI. 
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Abbildung 25: Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate der Bruttowertschöpfung 

(preisbereinigt), bayerische Kreise, 2009 bis 2020, Höheres Wachstum 

 

 

Quellen: Statistische Ämter des Bundes und der Länder; Berechnung HWWI. 
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